
Antrag: Es reicht! Sozialproteste gegen die Angriffe von Merz organisieren!

Antragsteller*innen: Rick Aulenbacher, Léan Heinreich, Max Klinkner, Nele Sieht, Peter
Trtovac,

Der Kreisparteitag möge beschließen:

Die Linke Mainz/Mainz-Bingen setzt den Beschluss des Parteivorstandes, Sozialproteste
gegen die Angriffe der Merz-Klingbeil-Regierung durchzuführen, aktiv mit um. Dafür beteiligt
sie sich an lokalen Bündnissen und geht auf Gewerkschaften und potentielle
Bündnispartner*innen zu.
Der Kreisverband beteiligt sich an der Mobilisierung und Organisierung gemeinsamer
Anreisen zu geplanten Großaktionen der Partei oder Gewerkschaften und aktiviert ihre
Mitglieder zur Beteiligung an lokalen Aktionen und Veranstaltungen.

Begründ�ng:
Die Merz-Klingbeil-Regierung bereitet die größten Angriffe auf die arbeitende Bevölkerung
seit der Agenda 2010 vor. Kürzungen im Gesundheitswesen in Milliarden Höhe werden die
Gesundheitsversorgung und die Arbeitsbedingungen der Kolleg*innen massiv
verschlechtern. Der 8-Stunden-Tag, eine historische Errungenschaft der
Arbeiter*innenbewegung, soll ausgehöhlt werden. Wir alle sollen mehr arbeiten und später in
Rente gehen. Soziale Leistungen wie Elterngeld und Wohngeld sollen gesenkt und Bafög
nicht erhöht werden. Diese Angriffe sind Folge der Krise des Kapitalismus, die auf unserem
Rücken bewältigt werden soll. Gleichzeitig wird massiv aufgerüstet, um die vorteilhafte
Stellung des deutschen Kapitals notfalls auch mit militärischen Mitteln sichern zu können.
Dafür werden Unsummen in Panzer und Rüstung gesteckt - die Kosten der Aufrüstung
werden durch die Sozialkürzungen subventioniert.
Es ist die richtige Entscheidung des Parteivorstandes gewesen, dagegen jetzt Sozialproteste
zu organisieren. Ab dem 1. Juni beginnen deutschlandweit erste Demonstrationen. Alle
Strukturen der Partei sind dazu aufgerufen, lokale Bündnisse zu gründen bzw. zu
unterstützen. Außerdem soll es bundesweite Proteste geben. Auch die Gewerkschaften
haben erste Aktionen, wie den Protest am 10. Juni gegen die
Gesundheitsminister*innenkonferenz in Hannover organisiert. Dies werden die wichtigen
Auseinandersetzungen der kommenden Monate sein und als Kreisverband müssen wir ein
Teil davon sein, den Widerstand jetzt auf die Straße zu tragen. Noch vor der Sommerpause
sollen die Reformen der Regierung durchgedrückt werden. Die Zeit drängt!


